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Kabarettabend mit Wolfgang Krebs am 18. September 2026: 
Kartennachbestellungen noch möglich   

Wie bereits im Info-Dienst Nr. 04/2026 angekündigt, lädt Sie der BLLV-Mittelfranken 
wieder zum Kabarettabend ein. Wolfgang Krebs präsentiert am Freitag, den 
18.09.2026, um 19.30 Uhr im Markgrafensaal in Schwabach sein aktuelles Programm 
„Bayern liebt DICH“. Es gibt noch ein paar Restkarten. Greifen Sie deshalb bitte 
möglichst umgehend zu! Karten können Sie zum Unkostenpreis von 8.-- € über Ihren 
Kreisverband beziehen.  

 

Mehr Geld für Abgeordnete – Beamte müssen warten!   

Die Nürnberger Nachrichten titeln am 6. Juni 2026 den Kommentar mit „Mindestens 
instinktlos“. Der gesamte Vorgang ist nicht mehr nachvollziehbar und im Grunde 
genommen eine Verhöhnung der Beamtinnen und Beamten.  
Begonnen hat das Ganze bereits im November 2025. Damals kündigte 
Ministerpräsident Markus Söder bereits an, das Tarifergebnis auf die Beamtinnen und 
Beamten erst mit einer halbjährigen Verspätung zu übertragen. Zu diesem Zeitpunkt 
lagen noch nicht einmal die Forderungen der Gewerkschaften auf dem Tisch. Das gab 
es noch nie!  
Als am 14.02.2026 das Tarifergebnis feststand, hielt die Bay. Staatsregierung an 
Söders Ankündigung fest. Der BLLV und der BBB protestierten lautstark, führten 
zahllose Gespräche mit den Abgeordneten, riefen zu Demonstrationen und 
Protestaktionen auf. 30.000 schlossen sich einer Online-Petition an. Doch bis zum 
heutigen Tag änderte sich daran nichts. Die Verschiebung wurde mittlerweile immer 
absurder: Bayern rühmt sich gerne als wirtschaftlich stärkstes Bundesland und stellt 
seine Beschäftigten schlechter als anderen. Es ist nämlich so, dass die meisten 
Bundesländer bereits per Gesetz die zeit- und inhaltsgleiche Übernahme des 
Tarifabschlusses beschlossen haben. Die Entscheidung der Staatsregierung ist 
Ausdruck einer seit geraumer Zeit zu beobachtenden Entwicklung: Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen auf der einen, mangelnde Anerkennung auf der anderen 
Seite. Wir müssen diese Entscheidung als „Vertrauensbruch“ empfinden. Es werden 
ständig die Leistungen des Staatsapparates gelobt, aber gleichzeitig jenen größere 
Einschnitte aufgebürdet, die den Staat am Laufen halten.  
Eine Verzögerung der Besoldungsanpassung um ein halbes Jahr hätte so mancher 
angesichts der Haushaltssituation vielleicht noch akzeptiert, wenn es da nicht vor 
wenigen Wochen jene Entscheidung des Bay. Landtages gegeben hätte (veröffentlicht 
im GVBl. 2026 S. 277). Ohne Diskussion beschlossen die Abgeordneten eine 
Erhöhung der Abgeordnetendiäten zum 1.7.26 um sage und schreibe +4,1% und damit 
um monatlich 417.-- €. Zusätzlich steigt die Kostenpauschale um 82.-- €. Die 
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Beschäftigten empfinden das als Affront. Bei einer konsequenten Haltung wäre auch 
hier ein Hinausschieben der Diätenanpassung dringend erforderlich gewesen. Die 
Bundestagsabgeordneten in Berlin verzichten in diesem Jahr auf eine Erhöhung, weil 
– so heißt es - eine Erhöhung der Diäten den Menschen kaum vermittelbar ist.  
Doch die Geschichte ist noch nicht zu Ende. In Kürze muss im Landtag über das 
Besoldungsgesetz endgültig beschlossen werden. Bisher liegt ja nur eine 
Entscheidung des Kabinetts vor. Es kommt also auf jeden einzelnen Abgeordneten an! 
In den Nachrichten des Bay. Beamtenbundes Mai/Juni steht hierzu: „Für den BBB ist 
die sechsmonatige Verschiebung weit mehr als ein finanzpolitisches Detail – sie ist ein 
fatales Signal an hunderttausende Beschäftigte und Versorgungsempfänger. Es geht 
um Respekt! Es geht um Wertschätzung! Es geht um das Verhältnis zwischen einem 
Dienstherrn und den Menschen, die täglich dafür sorgen, dass der Staat funktioniert.“  
  

Haben Beamte wirklich großartige Vorteile   
Der ehemalige Vorsitzende des Bay. Beamtenbundes und des Hauptpersonalrats Rolf 
Habermann sagte regelmäßig: „Jedes Mal, wenn es der Wirtschaft gut geht, werden 
wir belächelt. Jedes Mal, wenn es der Wirtschaft schlecht geht, werden wir attackiert.“ 
Doch was ist dran an den Behauptungen über das Beamtentum:  
 
Behauptung: Die Beamten erhalten eine viel zu hohe Pension im Vergleich zu den 
Renten. 
Richtig ist, dass die Pensionen höher sind als die Renten, allerdings sind die Bezüge 
während der aktiven Zeit bei vergleichbarem Schulabschluss oder Studium deutlich 
niedriger. Darüber hinaus werden die Nettorenten verglichen mit den 
„Nettopensionen“. Von diesen „Nettopensionen“ muss noch die Krankenversicherung 
abgezogen werden, die häufig einen fast vierstelligen Betrag im Pensionsalter 
ausmacht. 
 
Behauptung: Die Beamten müssen in die gesetzliche Rentenversicherung überführt 
werden, damit diese finanzierbar bleibt.   
Richtig ist, dass bei einer Überführung der Beamten in die gesetzliche 
Rentenversicherung nach Berechnungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW) zu Mehrkosten für den Staat von jährlich 20 Milliarden 
führen würde. Das liegt daran, dass die alten Pensionen weiterlaufen würden. Die 
bereits 1,4 Millionen im Ruhestand befindlichen Beamtinnen und Beamten haben 
erworbene Rechte. Das kostet den Staat aktuell rund 65 Milliarden €. Zusätzlich 
müsste der Dienstherr für die aktive Beamtenschaft sofort Beiträge in die Rentenkasse 
entrichten. Da Beamte im Durchschnitt einen höheren Bildungsabschluss und ein 
höheres Einkommen als der Durchschnitt der Bevölkerung haben, bauen sie höhere 
Rentenansprüche auf. Zudem zeigt eine Studie des DIW, dass Beamte im Schnitt eine 
höhere Lebenserwartung haben. Sie würden damit auch statistisch länger eine Rente 
beziehen, was die Rentenkassen stärker belasten würde.  
 
Behauptung: Lehrerinnen und Lehrer müssen in ein ganz normales Arbeitsverhältnis 
übergeführt werden und aus dem Beamtenverhältnis raus! 
Richtig ist, dass das Beamtentum von Lehrerinnen und Lehrern für die Gesellschaft 
von großer Bedeutung ist. Die Beamten sind per Eid verpflichtet, sich für die freiheitlich 
demokratische Grundordnung einzusetzen. Eine gerade in der heutigen Zeit eventuell 
existentielle Bedeutung für den Staat. Nicht zu vergessen ist, dass bereits die 
Bundesländer Berlin, Sachsen und Thüringen in der Vergangenheit die Verbeamtung 
aussetzten, aber diese Entscheidung aus Kostengründen widerrufen mussten.   
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